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Petition für junge Geflüchtete

Stichtag 1. September: Der Anfang vom Ende
der Integration junger Geflüchteter!?
Zahlreiche Flüchtlinge, die in den letzten Jahren nach Deutschland gekommen sind, werden von der Diakonie in un-
terschiedlichen Einrichtungen und Formen betreut. Unter ihnen befinden sich viele äußerst engagierte Jugendliche, 
die auch nach dem Wunsch der Bundesregierung schnell in den Ausbildungsmarkt und damit in die Gesellschaft in-
tegriert werden sollen. Ausgenommen davon sind seit einigen Monaten Menschen mit einer sogenannten schlechten 
Bleibeperspektive, wie z. B. Afghanen, Äthiopier und Pakistani. Eine Anordnung des bayerischen Innenministeriums 
verschärfte die Praxis der kommunalen und zentralen Ausländerbehörden bei der Genehmigung von Ausbildungen.
Allerdings: Junge Menschen, die innerhalb kürzester Zeit großartige Integrationsleistungen zeigen, werden dadurch 
scharf ausgebremst. Diese Situation stellt für sie und den professionellen und ehrenamtlichen Unterstützerkreis eine 
große Herausforderung und Belastung dar. In einer gemeinsamen Petition fordert die „Initiative für Ausbildungserlaub-
nisse“ Politik und verantwortliche Behörden auf, den gegebenen Ermessensspielraum bei der Vergabe der Ausbil-
dungserlaubnisse und Ausbildungsduldungen zugunsten der Geflüchteten zu nutzen und Ausbildungen zu genehmi-
gen. Getragen wird die Petition unter anderem von der Diakonie Bayern, dem Evangelischen Erziehungsverband (EEV), 
verschiedenen Trägern der Diakonie sowie anderer Wohlfahrtsverbände.

Junge Geflüchtete, ausgestattet mit erfolgreichen Schul-
abschlüssen und Ausbildungsverträgen, treffen auf eine große 
Anzahl offener Lehrstellen in Mittelfranken! Den jungen Geflüch-
teten wird die Integration in die deutsche Gesellschaft massiv 
erschwert. In vielen Fällen verweigern die Ausländerbehörden 
in Mittelfranken die ersehnte Ausbildung. Um dieses Ziel zu er-
reichen, haben die Jugendlichen in relativ kurzer Zeit große An-
strengungen unternommen.

Als Begründung für die Ablehnungen wird durch die kommu-
nalen und zentralen Ausländerbehörden häufig die fehlende 
Identitätsklärung der jungen Menschen angeführt. Juristen be-
werten diese Praxis als teilweise rechtswidrig. Viele Herkunfts-
länder der Jugendlichen stellen keine Identitätspapiere aus und 
wenn, dann sind diese nicht rechtzeitig zu beschaffen. Warum 
werden Ausbildungserlaubnisse in anderen Bundesländern ge-
nehmigt? Warum kann ein junger Geflüchteter mit gleichem 
Aufenthaltsstatus in anderen Teilen Bayerns/Deutschlands ar-
beiten und in Nürnberg nicht? Warum werden Anweisungen des 
bayrischen Innenministeriums regional unterschiedlich umgesetzt?

Dies betrifft z. B. Shaban (Name geändert), 18 Jahre, aus Afgha-
nistan. Shaban hat in zwei Jahren einen Mittelschulabschluss er-
worben und zahlreiche Praktika mit Erfolg absolviert. Er spricht 
hervorragend Deutsch, ist geschätztes Mitglied in einem Sport-
verein und engagiert sich ehrenamtlich beim Bayerischen Roten 
Kreuz. Shaban hat einen Ausbildungsplatz als Bäcker gefunden, 
ein Beruf, bei dem der für die nächsten Jahre prognostizierte 
sich verschärfende Fachkräftemangel bereits deutlich spürbar 
ist. Die Zentrale Ausländerbehörde Mittelfranken hat ihm die 
Aufnahme der Ausbildungserlaubnis untersagt. Begründung 
hierfür ist der fehlende Identitätsnachweis sowie die angeblich 
schlechte Bleibeperspektive.

Die Folgen dieser ablehnenden Bescheide sind vielfältig und 
schwerwiegend. Dass gesellschaftliche Ausgrenzung – und 
dazu gehört die Nichtteilnahme am Berufs- und Arbeitsleben – 
nicht nur zu erheblichen persönlichen Belastungen führen kann, 
ist bekannt.

In den letzten zwei Jahren wurden Bildungsangebote geschaffen 
und junge, unbegleitete Flüchtlinge in Jugendhilfeeinrichtungen auf 
ein gesundes und stabiles Lebensfundament gestellt. Es wurden 
seitens der öffentlichen Hand und privater Initiativen massive Inve-

stitionen und Anstrengungen getätigt und sehr viele (Steuer-)Geld-
er ausgegeben. Ziel dieser Ausgaben sollte u. a. eine Vermittlung in 
Ausbildung sein. Allerdings werden, wenn die jetzige Ablehnungs-
praxis weitergeführt wird, weitere Kosten produziert, da die jungen 
Menschen dann Sozialleistungen beziehen müssen, anstatt selbst 
in die Sozialkassen einzahlen zu können.

Viele gerade mittelständische Unternehmen haben jungen Ge-
flüchteten Praktika ermöglicht und Auszubildende gefunden, die 
sie jetzt einstellen möchten. Sie haben den Ankündigungen der 
Politik geglaubt, dass „Integrationsgesetz“ auch wirklich „Integra-
tion“ bedeutet. Die Handwerkskammer für Mittelfranken sieht in 
vielen Berufen, z. B. des Nahrungsmittelhandwerks, eine Chance 
für junge Geflüchtete bei gleichzeitig hohem Bedarf der Betriebe, 
zukünftige Fachkräfte auszubilden.

Ähnlich argumentiert die IHK Nürnberg für Mittelfranken, die vor 
allem Branchen wie das Hotel- und Gaststättengewerbe sowie den 
Handel und Lagerbereich im Fokus sieht.

Forderungen:
• Wir wollen nicht, dass die vielerorts hervorragend durchge-

führte Integrationsarbeit der letzten Jahre ad absurdum ge-
führt wird.

• Wir fordern für junge Menschen eine Zukunft in Würde.
• Wir wollen, dass engagierte Betriebe Fachkräfte ausbilden 

können. Wir wollen keine Gelder verschwenden.
• Wir fordern die Politik und die verantwortlichen Behörden auf 

allen Ebenen auf, den gegebenen Ermessensspielraum bei 
der Vergabe der Ausbildungserlaubnisse und Ausbildungs-
duldungen zugunsten der Geflüchteten zu nutzen. Wenn man 
einzig die Einleitung eines Passbeschaffungsverfahrens als 
Messlatte anlegt, führt dies zu einer restriktiven Form der Er-
messensauslegung. Die Ermessensentscheidungen müssen 
auch soziale, wirtschaftliche und sicherheitsrelevante Ge-
sichtspunkte berücksichtigen!
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